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geben, sonst wird die SPD-Frakti-
on auf eine Änderung der Zu-
wendungskriterien dringen: Bre-
men könnte den „Kirchen, Religi-
ons- und Weltanschauungsge-
meinschaften nur noch dann Zu-
wendungen gewähren, wenn
diese die außerhalb dieser Berei-
che geltenden arbeitsrechtli-
chen Regelungen anwenden“.
Das findet übrigens auch Karl
Bronke, Abteilungsleiter „Sozia-
les“ bei der Sozialsenatorin: „Das
Land Bremen sollte sich überle-
gen, ob es nicht die Gewährung
von Zuschüssen und die Zahlung
von Entgelten an diese Voraus-
setzungen knüpft.“

Die Gewerkschaft Ver.di strei-
tet seit Jahren dafür, dass sie als
Verhandlungspartner für Tarif-
verträge anerkannt wird. Bisher
werden die Tarife etwa bei den
kirchlichen Unternehmen in
„Arbeitsrechtlichen Kommissio-
nen“ ausgehandelt. So hat kürz-
lich die arbeitsrechtliche Kom-
mission des katholischen Sozial-
werks, der Caritas, beschlossen,
die Vergütungen bei ihrer „Bre-
mer Pflege gGmbH“ so weit ab-
zusenken, dass das erforderliche
Einsparvolumen erreicht wird:
Diese Tochtergesellschaft hatte
für ihre vier Pflegeheime Insol-
venz angemeldet.

In Niedersachsen hat es kürz-
lich zwischen den diakonischen
Arbeitgebern und Ver.di sowie
dem Marburger Bund eine Tari-
feinigung gegeben. Rund 30.000
Beschäftigte im niedersächsi-
schen Sozial- und Gesundheits-
wesen erhalten künftig mehr
Lohn. „Was in Niedersachsen
funktioniert, kann auch in Bre-
men klappen“, zeigt sich Reinken

mann. Der Personalleiter von
Friedehorst, Jörg Hentschel, hät-
te diese Verfahren auch führen
können – er ist als Anwalt zuge-
lassen. Das hätte der Stiftung
mehr als 150.000 Euro Anwalts-
honorar erspart.

Die Kanzlei Göhmann ver-
dient zudem rund 300.000 Euro
im Jahr über einen Beraterver-
trag mit der Stiftung. In seiner
kurzen Zeit als Geschäftsführer
hatte Frühwald ausgerechnet
diesen Vertrag gekündigt. Wäre
es ein Zufall, wenn ausgerechnet
Göhmann-Kollege Kulenkampff
sich als Mitglied im Kuratorium
für die Abberufung von Früh-
wald stark gemacht hätte?

Nach dem diakonischen „Cor-
porate Governance Codex“ darf
ein Mitglied von Aufsichtsgremi-
en mit der von ihnen kontrollier-
ten Gesellschaft keine Geschäfte
machen – es sei denn, das wird
offengelegt. Ein Verstoß wäre ein
Fall für die Stiftungsaufsicht. Da
es sich um eine kirchliche Stif-
tung handelt, liegt die Stiftungs-
aufsicht bei der Bremischen
Evangelischen Kirche (BEK). De-
ren administrativer Leiter ist Jo-
hann Daniel Noltenius, der für
die BEK im Kuratorium sitzt, also
ein Kollege von Kulenkampff.

Jüngst hat das Kuratorium ei-
ne juristische Expertise in Auf-
trag gegeben zu der Frage, ob und
gegen wen wegen diverser Fehl-
entscheidungen an der Spitze
von Friedehorst Regressansprü-
che geltend gemacht werden
könnten. Den Auftrag für dieses
delikate Gutachten, bei dem Un-
abhängigkeit angesagt gewesen
wäre, bekam – die Kanzlei Göh-
mann.

Wer Gutes tut, darf kassieren
DIAKONIE Kirchliche Einrichtungen der „freien Wohlfahrtspflege“ sollen  Sonderrechte als
Tendenzbetriebe aufgeben, findet die SPD – und droht mit Streichung der Zuwendungen

In über 300
Verfahren ließ sich
Friedehorst von der
Sozietät Göhmann
vorm Arbeitsgericht
vertreten – obwohl das
ihr Personalleiter auch
hätte tun dürfen –
ohne 150.000 Euro
Anwaltshonorar

VON KLAUS WOLSCHNER

Zweifelhafte Verflechtungen im
Kuratorium und Stress um die
tarifvertraglichen Sonderbedin-
gungen kirchennaher Sozialar-
beiter – auch nach der überstürz-
ten Entlassung von Friedehorst-
Geschäftsführer Christian Früh-
wald (taz berichtete) kommt Bre-
mens größte diakonische Ein-
richtung nicht zur Ruhe. „Es ist
nicht zu rechtfertigen, dass in
den kirchlichen Einrichtungen
ein Sonderrecht gilt“, sagt Dieter
Reinken, früherer IG-Metall-Se-
kretär, heute SPD-Bürger-
schafts-Abgeordneter. Für den
„verkündungsnahen Bereich“
könne man die Sonderregelun-
gen eines „Tendenzbetriebes“
akzeptieren, aber nicht für die
Mehrzahl der Mitarbeiter, die
bei Trägern der freien Wohl-
fahrtspflege, etwa in der Alten-
hilfe, tätig sind.

Die Mitgliedschaft in einer
Kirche und die Einhaltung kirch-
licher Moralvorschriften dürfe
kein Kriterium bei der Einstel-
lung von Altenpflegern sein und
warum in der Diakonie die Mitar-
beitenden ihre Interessen nicht
von Betriebsräte vertreten lassen
dürfen, warum sie kein Streik-
recht haben sollen, sei nicht
mehr begründbar – „das muss
ein Ende haben“, sagt Reinken.

Diese Ungleichbehandlung
habe in der Vergangenheit in vie-
len Fällen auch dazu geführt,
dass einzelne kirchliche Arbeit-
geber ihre Beschäftigten zu Nied-
riglöhnen arbeiten lassen oder in
kirchlichen Leiharbeitsfirmen
beschäftigen. Die Möglichkeiten
der Personalvertreter, Druck aus-
zuüben, sind auf Maßnahmen
der Öffentlichkeitsarbeit be-
grenzt - zu streiken gilt als unver-
einbar mit dem religiös fundier-
ten Auftrag, ein Streikrecht gibt
es nicht. In seinem Sinne hat die
SPD-Fraktion einen Beschluss
gefasst, mit dem sie den Senat
auffordert, mit den christlichen
Kirchen Gespräche aufzuneh-
men. Ziel soll eine Vereinbarung
„zum besseren Schutz von kirch-
lichen ArbeitnehmerInnen“
sein, die arbeitsrechtliche Situa-
tion in der kirchlichen Wohl-
fahrtspflege soll den üblichen ar-
beitsrechtlichen Bedingungen
„angenähert“ werden.

Die SPD-Fraktion setzt für die-
ses unscharf formulierte Ziel ei-
ne klare Frist: „Binnen eines Jah-
res“ soll es „eine Verbesserung
für die kirchlich Beschäftigten“ Die Vorzüge des „dritten Wegs“ leuchten nicht mehr allen Diakonie-Beschäftigten ein Foto: dpa

zerte mit und ohne Party bis zur
Lesung. Trotz widriger Witte-
rung – mit der Resonanz seien sie
zufrieden, so Kriz Sahm und No-
emi vom Orga-Team. Zugleich
unterstrich der Dauerregen das
Anliegen: Open Air ist schön.
Aber nicht als Dauerzustand.

„Eigentlich würden wir gern
eine leerstehende Immobilie be-
ziehen“, erklärt Noemi. Aller-
dings: Meistens sind schlicht die
Mieten zu teuer. Und: Das Netz-
werk ist kein einfacher Mieter:
„Es darf wegen der Lautstärke

keine Nachbarn geben“, be-
schreibt Sahm das Profil, „und es
müssen Veranstaltungsräume
und Ateliers vorhanden sein“. Im
Visier hat man eine Brache in der
Neustadt. Auf der müsste neu ge-
baut werden – ein Investor hätte
auch Interesse. Noch ungeklärt
ist aber, wer die Altlasten besei-
tigt – das Gelände, derzeit Bun-
deseigentum, ist kontaminiert.
Die Bremer Wirtschaftsförde-
rung arbeite „mit aller Kraft an
einer Lösung“, ließ sich ein Spre-
cher zitieren. Immerhin

Zucker muss ins Trockene
SZENE  Auch um seinen Raumwunsch zu veröffentlichen, bespielte Zuckernetzwerk die Überseestadt

Mit dem Festival „Unterseedorf“
hat das Zuckernetzwerk mit der
Zwischenzeitzentrale (ZZZ) an
den vergangenen zwei Wochen-
enden in der Überseestadt für
Programm gesorgt. Zugleich
wies es damit auf die eigene Un-
behaustheit hin. Der Verbund
aus Kulturkollektiven und -Ak-
teuren hatte den unkommerzi-
ellen „Zucker Club“ betrieben
und als Freiraum genutzt. Seit ei-
nem Jahr ist der dicht.

Das Unterseedorf-Programm
reichte vom Workshop über Kon-

Das gewerkschaftsnahe-Wetter
Wenn eine Gewerkschaft Geburts-
tag hat, wer gratuliert? Die FDP na-
türlich! Die Bremer FDP hat der Bre-
mer Gewerkschaft der Polizei alles
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WELTSCHMERZ AUF DER HÜHNERLEITER

Liebe zum 50. gewünscht, weil FDP
und GdP, die passen zusammen wie
Kacke & Pisse, soziale Kälte & 11
Grad, Regen & Wolken

LESERINNENBRIEFE

Das Charakteristische jeder Demo
n Betr.: „Eine Entschuldigung tut not“, taz bremen vom 23. 5. 2013

Ich war auf dem Marktplatz und kann nicht bestätigen, dass Abge-
ordnete gehindert wurden, das Parlament zu betreten. Auf den Film-
aufnahmen von Radio Bremen ist ein breiter Korridor zu erkennen,
den die Demonstranten den Abgeordneten ließen. Dass man mit
„physischer Präsenz“ die Regierung „einzuschüchtern“ versucht –
nun ja, genau das ist das Charakteristische jeder Demonstration. Wie
anders als durch physische Präsenz soll man denn demonstrieren?
Und wo – im Gewerbegebiet an der Autobahn? Dass durch diese
Form politischer Meinungsäußerung „mehr als der Diensteid ver-
letzt“ wird, ist geradezu absurd, der an die Uniformierung der Poli-
zisten anknüpfende historische Vergleich daneben.
Linnerts Ansatz, dass starke Schultern mehr tragen müssen, teile

ich. Lehrer und Polizeibeamte mit A13 sind aber keine Spitzenverdie-
ner. Großverdiener, die als Angestellte von den Tarifabschlüssen pro-
fitieren, finden sich allerdings in den Führungspositionen der zahl-
reichen Betriebe und Gesellschaften, die dem Land Bremen gehören,
bzw. an denen das Land beteiligt ist. Sie verdienen z.T. deutlich mehr
als die Mehrheit der jetzt von der Nullrunde betroffenen Beamten.
Die Abgeordneten haben sich selbst vor kurzem per Gesetz einen
Automatismus der Diätenerhöhung genehmigt. Eine politische In-
stinktlosigkeit sondergleichen angesichts der Bremer Haushaltsnot-
lage und der absehbaren Konsequenzen für die Personalkosten. Glei-
ches gilt für die seit Jahren verschleppte Reduzierung der üppigen
Altersversorgung Bremer Politiker. LINUS_BLAU, online
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Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen vor.

Die veröffentlichten Briefe geben nicht unbedingt die Meinung der taz wieder.

IN ALLER KÜRZE

Einstellungspläne
sorgen für Empörung
Für Unruhe gesorgt haben Signa-
le der Richterin Barbara Lätzel,
das zweite Berufungsverfahren
gegen Polizeiarzt Igor V. einzu-
stellen (taz berichtete). Infolge
von V.’s Brechmittelvergabe war
im Januar 2005 der Sierra Leoner
Laye Condé gestorben. Eine Ein-
stellung käme einer Verhöhnung
des Opfers gleich, reagierte die
Gedenk-Initiative für den Toten
ungehalten. Ein solcher juristi-
scher Skandal könne „nicht hin-
genommen werden“. Bei einem
Treffen am kommenden Mitt-
woch um 20 Uhr im Paradox soll
über geeignete politische Gegen-

strategien beratschlagt werden.
Tatsächlich hatte sich die Bremer
Richterschaft bei der Aufarbei-
tung des Todesfalls bereits aus-
führlich blamiert: Zweimal hat
das Bremer Landgericht den Me-
diziner bereits frei gesprochen.
Beide Urteile hatte der Bundes-
gerichtshof wegen teils grober
Fehler kassieren müssen, zuletzt
sogar mit dem ungewöhnlich
deutlichen Hinweis, dass die Be-
handlung durch Igor V. „einen
Schuldspruch der Körperverlet-
zung mit Todesfolge rechtfer-
tigt“. Die nun angeregte Einstel-
lung wäre keiner Überprüfung
durch unabhängige Richter au-
ßerhalb von Bremen mehr zu-
gänglich. (taz)

100.000 Euro Investivmittel aus
der Kreativwirtschaftsförderung
stünden somit für die kommen-
den zwei Jahre bereit. Innerhalb
des Netzwerks hat der Prozess
für Kontroversen gesorgt: „Wir
kritisieren, dass Kulturförde-
rung abnimmt und Kultur ge-
zwungen ist, sich als Jobmaschi-
ne darzustellen“, so Sahm. „Auf
der anderen Seite nehmen wir
Geld aus der Kreativwirtschafts-
förderung an.“ Die Mehrheit da-
für war knapp, einige verließen
daraufhin das Netzwerk. ASL

zuversichtlich. Vor allem geht es
der SPD aber um die allgemeinen
Arbeitnehmerrechte.

Zu denen gehören auch Mit-
bestimmungsmöglichkeiten
und die Transparenz der Ge-
schäftspolitik. Und tatsächlich
sticht in diesen Fragen die diako-
nische Stiftung Friedehorst im-
mer wieder negativ heraus: Erst
im April hatte das „Kuratorium“
der Stiftung den bei den Mitar-
beitern anerkannten Leiter
Christian Frühwald gefeuert.
Nicht einmal betriebsintern
musste das plausibel begründet
werden. Folge: Es grassieren alle
möglichen Gerüchte über die
wahren Gründe.

Eine dieser Geschichten ver-
dient besondere Aufmerksam-
keit: Im Friedehorst-Kuratorium
sitzt Anwalt Rainer Kulenkampff
von der Sozietät Göhmann. Al-
lein in den Jahren 2011 und 2012
hat es über 300 arbeitsgerichtli-
che Verfahren wegen Lohndum-
pings und Tarifflucht gegeben, in
dem Rechtsanwalt Werner
Schmalenberg den Arbeitgeber
vertrat – von der Kanzlei Göh-


